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Fachliche Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMWi
"Verordnung zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Aufbau der
LNG-lnfrastruktur in Deutschland"

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf der "Verord-
nung zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Aufbau der LNG-lnfrastruktur in
Deutschland".

Der zur Konsultation gestellte Artikelverordnungsentwurf sieht eine Änderung der Gas-
netzzugangsverordnung sowie derAnreizregulierungsverordnung vor, die Fernleitungs-
netzbetreiber verpflichtet, Leitungen zwischen LNG-Anlagen und Fernleitungsnetz zu er-
richten und somit LNG-Anlagen an das Gasnetz anzuschließen. Der sog. "Netzan-
schluss" besteht im Wesentlichen aus derAnbindungsleitung, der Verknüpfung mit dem
Anschlusspunkt des Gasnetzes sowie der Gasdruck-Regel-Messanlage. Der Netzan-
schluss wird ab dem Zeitpunkt seiner Fertigstellung ein Teil des Energieversorgungsnet-
zes. Betreiber von LNG-Anlagen werden dadurch weitgehend von der bisherigen Pflicht
zur Kostentragung für den Netzanschluss befreit.

Dem Bau von LNG-Terminals an der norddeutschen Küste kommt eine versorgungsstra-
tegische Bedeutung für die Gasversorgung in Deutschland zu. Die damit einhergehende
Diversifizierung der Gaslieferstrukturen kann auch zur Versorgungssicherheit in Deutsch-
land beitragen.
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Die Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und die wirtschaftliche Unter-
stützung für die aktuell in Wilhelmshaven, Stade und anderen Standorten in Deutschland
fortgeschrittenen Planungen zur mittelfristigen Realisierung von LNG-lmportterminals
werden daher ausdrücklich begrüßt. An der niedersächsischen Nordseeküste liegen auf-
grund der nautischen Gegebenheiten und der kurzen Anbindung an das deutsche Gas-
netz besonders gute Standortbedingungen vor.

Die Anforderung zur intelligenten Synchronisierung des Baus der LNG-Anlage mit der Er-
richtung der Anbindungsleitung im Rahmen eines Realisierungsfahrplans sowie die ange-
messene finanzielle Kostenbeteiligung des Anlagenbetreibers kann wesentlich zu einer
Optimierung der zeitlichen Umsetzung beitragen. Ferner wird begrüßt, dass damit sicher-
gestellt werden soll, dass nur Leitungen gebaut und damit in die Netzentgelte eingebracht
sowie auf die Letztverbraucher gewälzt werden, die tatsächlich benötigt werden.

Gleichwohl kann die Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbedingungen nur ein erster
Schritt für die Unterstützung von LNG-lnfrastrukturvorhaben darstellen. Es bedarf aus
niedersächsischer Sicht weiterhin passender Fördermöglichkeiten seitens des Bundes.
Ein entsprechender Beschluss der Konferenz der Wirtschafts- und Verkehrsminister/-se-
natoren der norddeutschen Küstenländer vom 26. 11.2018, den Aufbau von LNG-lnfra-
Strukturen in den Häfen zu unterstützen und die Bundesregierung aufzufordern, gezielte
FÖrdermaßnahmen zur Schaffung eines nachhaltig attraktiven Investitionsklimas für die
Ansiedlung von LNG-lnfrastrukturen in Norddeutschland und den bundesweiten Einsatz
von LNG im Mobilitätssektor zu ergreifen, war vom Vorsitzland Niedersachsen bereits an
die Bundesregierung weitergeleitet worden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrage

Sievert


